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Auf Grund des Artik<els 15 Absatz 3 der Ordnung 
der Evangelischen Kirche der Union wird folgende 
Pfarrbesoldungsmdn:ung ·erlas,sen: 

1. Einleitende Vorschriften 

§ 1 
(1) Die in ·ein Pfarramt 
a) 'einer Krrchengemetnde 
b) eines Kirchengemeinde- oder Synodalverbandes 
c) eines KiDchenkreises 
d) einer Ghedkirche oder 
e) der Evangelischen K~rche der Union 
auf Lebenszeit berufenen Pfarrer .enhaltien Besol­
dung und Versorgung für sich und ihre Hinter-1 
bliehenen nach Maßgabe dtes.er Ordnung. 

(2) Inwieweit die Besoldungsbestimmungen der §§ 3 
bis 22 dieser'· Pfarrbesoldun11Js·ordn:u1ng m~ah auf Pfar­
rer anzuwenclen sind, die y.6n •einem anderen als 
den in Absatz 1 genannten Reohtsträgem angestellt 
sind, bestimmt sich nach ihrem Diernstvertrag. Die 
Gewährung einer kirchlichen Versorgung an solche 
Amts,träger regelt sich nach den Vorschr:iften der 
§§ 54-56. 

§ 2 
(1) Die Besoldung des :Pfarrers, d!i·e St.erbemonats­
und Sterbegeldbezüge für einen im Amt verstorbe­
nen Pfarrer s•owie die Unfallfürsorgeleistungen wer­
den von der Arn'ltellungskörpernchaf.t (Kfochenge­
meinde, Kirchengemeinde- oder Synodalverband, Kir-
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f'lienkreis, Ghedkirche, Evangelische Küche der 
Union) g•etrageni. 

(2) Ist -ein Pfarrer, der von e:i!ner der in Absatz 1 
bezeichneten Anstdlungskörperschaften auf Lebens­
:zieit angestellt war, aus Gründen, d:i·e er naeh der 
kirchlichen Ordnung nicht ZJU vertr.ete:n hat, vor­
übergehend außer Amt und hat er keine Besoldungs­
ansprüche gegen seine bisherige oder eine neue An­
stellungskörperschaft, so werde'Il seine Bezüg·e v.on 
der Gliedkirche getrage'Il, zu ,der seine letzte An­
stellungskörp·erschaft gehört. 

(3) Die Ver.sorgungsbezüge (W arte:g.eld, Ruhegehalt, 
Witwen- und Waisengeld, Unterhaltsbeitrag) trägt 
die Ghedkirche, in deren Di.ensit der Pfarrer zuletzt 
giestanden hat. Für Pfarrer, die im u:nmitt-elbaren 
Dienst der Evangelischen Kirche der Union gestan­
den haben, trägt diesie .di·e V ersorgungshezüge. 

(4) Ist der Pfarrer infolge .elines Dienstunfalles 
dienstunfähig 'geworden, und in den Ruhestand ge­
tre1·en, so trägt die GHedkirche neben dem Unfall­
ruhegehalt auch die nach dem Eintritt in den Ru­
hestand fällig werdenden sonsttg.en Fürsorgeleistun­
gen. Die Gltedkirche trägt :fomer die Unfallhin­
terhliehenenversorgu:n;g. 

II. Besoldung 

§ 3 

Die Besoldung des Pfarners besteht aus 
a) Grundgehalt 
b) Zulag•en zum Grundgehalt nach Maßgabe der §§ 

l3 bis 14 
c) einer D1enstwohnung oder, wenn .eine solche 

nicht vorhanden ist, .einer .angemess·enen Mietent­
sahädigung 

d) Kinderzuschlag. 

1. Grund.g.erh.alt 

§ 4 
(1) Das Grundgehalt steigt vom Beginn des Besol­
dungsdienstalters an in Dienstaltensistu:fon von zwei 
zu zwei Jahren bis ZJUm für.eichen des Endgru'Ild­
gehalts. 

(2) Das Grundgehalt der nächsthöher.en Dienstalters­
stufe wird vom Ersten des kufstiegsmonats .an ge­
zahlti 

(3) Die Höhe des Grundgehalts wird in der Besol­
dungsiabelle g.eregelt (§ 67). 

• § 5 

Der Anspruch auf das Aufsteigien in den Dien:st­
alter.sistufen ruht, solange der Pfau-.er vorläufig des 
Dienst·es ·enthoben worden ist. Führt ein DisiZipli­
narverfahren zur Amtsenthebung oder Entfernung 
.aus dem Dienst, so ,erlischt der Anspruch .auch für 
die Zeit des Ruhens. 

2. B es o 1 dun g s dienst alt ·er 

§ 6 
(1) Das. Besoldungsdienstalter beginnt vorbehaltlich 
der §§. 7 bis 11 am E~st·en des Monatis, 1in dem der 

Pfarrer das dreiundzwanzigste Lebensjaihr vollendet 
hat. 

(2) Das Besoldungsdien,s.t.alt1er wird durch die kir,ch­
liche Aufaichtsbehörde festgesietzt. Dem Pfarrer ist 
die Ber.echnung und F·estsetzung seines Besoldungs·· 
dienstalters schriftlich mit:ziutei1en. 

§ 7 
(]) Der Beginn des Besoldu111gsdiens1tahe'f·S· wird um 
die Hälfte der Zeit hinausgeschoben, die zwischen 
dem Tag der V oHendung des dreiundzwanzigstf'n 
Lebensjahr.es und dem Tag liegt, von welchem an 
der Pfarrer die Besoldung zu erhalten hat. 

(2) Von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der Be­
ginn des Besoldungsdtenstalt.er.s nach Abs,at:z 1 hin­
auszuschieben ist, werden .ab.gesetzt 
a) die nach Vollendurng des siebZJehnten Lebens­

jalwes verbr.achte MindestZJeit der außer der all­
gemeinen Schulbildurng vorg.eschriebenen Ausbil­
dung (Hochschulstudium, Vikariatszeit, übliche 
Prüfungszeit), soweit sie drei Jahr·e übers.teigt. 

bl naah Vollendung des zw.anzigst•en Lebensjahres 
lieg.ende Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit 
im kirchlichen oder sonstig,en Dienst nach Maß­
gabe der §§ 8 und '9. 

Der Rat bestimmt, welche weiteren Zeiten abzuset­
zen sind. Ders.elhe Zeitraum darf nur einmal ab­
gesetzt werden. 

(3) Wird die allgemeine Schulbildung durch eine 
andere Art der Ausbildung ernetzt, sö S<teht diese 
der Schulbildung gJ.eich. 

§ 8 
Bei. Anwendung des § 7 Absatz 2 b wird ein Dienst. 
der der Tätigkeit eines Pfarrers gleichzuhewcrtcn 
ist, in vollem Umfange berücksichtigt. Eine· nicht 
gleichzubewertiende Tätigkeit kann ganz oder (,eil­
weise berücksichtigt werden, wenn die Tätigkeit für 
den Diensit des Pfarrers förderlich war. 

§ 9 
(1) Be.i Anwendung des § 7 Absatz 2 b werden nicht 
berücksichtigt 
a) Dienstzei!.en in einem Dienstverhältnis, das- durch 

Disziplinarurteil, durch gerichtliches Urteil, dur1ch 
eine sonstige Entlassung aus disziplinarischen 
Gründen oder zur VermeiduQg ·einer disziplina­
rischen Untersuchung durch Entlassurng .auf An­
trag beendet worden ist 

bl Diensfaeiten als. Pfarrer oder Hilfsprediger in 
1einem Dienstv.erhälttnis, das durch Aus.scheiden 
aus dem Dienst beendet worden ist 

c) Diensitzeiten in einem Arbeitsrechtsv·erhältnis, das 
aus ·einem vom Beschäftigt,en ZJU v·ertr·etenden 
Grunde mit sofortiger Wirkung beendet worden 
ist 

dl Dienstzeiten, für die ·e,ine Abfindung aus kiroh­
lichen oder s.onstig.en Mitt1eln giewährt worden 
ist. 

(2) Ausnahmen von den Vorschriften des Abs.atzes 
1 a bis d können zugelassen werden. 
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§ 10 

Kirchlicher Dienst im Sinne des § 7 Absatz, 2 b ist 
auch der Dienst in missionaris.chen, diakonischen 
oder sonstigen kirchlichen vV.crken und Einrichtun­
gen ohne Tiüclrnicht auf derien Hechtsform. 

§ 11 
Die Zeit, um die der Beginn des Bcsoldungsdiens.t­
alters nach § 7 hinausZJuschiebein iS1t. wird auf volle 
l\fonate ab@erundet. 

§ 12 

(]) Wird ein Pfarrer ohne Dienstbezü@e beurlaubt, 
so wird sein Besoldun&s·dienstalter lll+J. die Hälfte 
der Zeit des Urlaubs hinausgeschoben. Das• gilt 
nicht, wenn die kirchliche Aufsichtsbehörde ein 
dienstliches Irrteresse an der Beurlaubung spätesLC'ns 
bei Beendigung des Urlaubs schriftlich anerkannt 
hat. 

(2) Das Besoldungsdienst.alter eines Pfarrern, dem 
wegen sdrnldhaften Fernbleihens vom Amt der An­
spruch auf Dienstbezüg.e aberkannt ist, wird um 
die Zeit des FernbJei.hens hinausgeschoben. 

(3) Für die Ber·echnung der in den Absätzea-1, 1 und 
2 genannt·en Zeiten gHt § 11 entsprechend. 

3. Zulagen zum Grundgehalt 

§ 13 
Die Gliedkirchen sind ermächtigt, den Inhabern ei­
ner Pfarrsitelle von besonderer gliedkirchlicher Be­
deutung ruhe~ehaltsfäbige oder nichtruhegehaltsfähi­
ge Zulagen zum Grunclg.ehalt zu giewähren. Das 
gleiche gilt hinsichtlich der Grundgehaltszulagen für 
Träger eines leitenden geistlichen AmLes, sofern sie 
Inhaber einer Pfarrstelle sind. Entsprechendes gilt 
für die gesamlkirchlichen Pfarrstellen der Evange­
lisd-1en Kirche der Union. 

§ 14 

(1) Die Superintendenten erihalten für die Dauer 
ihres Superin tcnclen tenam tes von ihrer Kirchenge­
meinde .eine Zulage zum Grundgehalt in der in der 
Besoldungstabel1e festgesetzten Höhe. 

(2) Die Superintendenten el'lrnlten ferner für clie 
Dauer ihres Sup.erintendent·enamtes von der Clied­
kirchc eine Ephoralzulag.e in der in der Bes.oldungs­
tabdle festgesetzten Höhe. 

4. Ü r t l i Ch er S 0 n der ZUS •Ch 1 a g 

§ 15 

(1) Die Pfarrer mit dienstlichem vVohnsitz in Berlin 
erhaJt.cn dnen örtlichen Sonderzuschlag von drei 
vom Hundert des Grundgehalts einschließlich der 
ruhegehaltsfähig•en Zulag.en zum Grundgehalt. 
(2) Zu der Ephoralzulage wird .ein örtlicher Sonder­
. zuschlag nicht gewährt. 

5. Dienst wohn u .n g 
§ ] 6 

(1) Die Dienstwohnung ist in ·einem Pfarrhaus, oder, 
wo ein solches nicht vorhanden ist, möglichst in 
einem anderen kirchlichen Gebäude zu @ewähren. 

(2) Inwieweit der Pfarrer v.erpfliahtet ist, zur Un­
terhaltung seiner Dienstwohnung und zu den damit 
v.erbundenen Lasten beizutr.ag.en, bestimmt sich 1wch 
den für die Nutzung und Instandhaltung der kirch­
lichen Dienstwohmmg.en erlassenen gliedkirchlichen 
Vornehriften oder in Ermangelung solcher Vnrschrif­
Vten nach der örtlichen Ubu111g. 

§ 17 

(1) Die Dienstwohn!Ung soll der Amtsstellung des 
Pfarrers und der Eigenart des pfarramtliehe1n Dien­
stes, der in Verkündigung, Seelsorge und Lehrtätig­
keit besteht und deshalb überwiegend geistige Ar­
beit in der Stille verlangt. e1ntsrprcchen. Außerdem 
sind die örtlichen Verhältnisse und der Familien­
stand des Pfarrers zu berücksichtigen. 

(2) Der Pfarrer muß sich ohne Ents.chädigung zeit­
lich bedingte Einschränkung,en des Wohnraums ge­
fallen lassen. 

(3) Als Zubehör zur Dienstwohnung soll nach Mög­
lichkeit auch ein angjemess·ener Hausgarten bereit­
gestellt werden. 

(4) Amts.zimmer, Archiv-, Unterrichts-, Verwaltungs­
und ander.e den kirchlichen Zwc·ckcn dienende Ge­
meinderäume gehören ·nicht zur P:farrdien&twoh:mmg. 
Sie sind als Diensträume der Kirchcn@emeinde in 
erforderlichem Umfongje bereitzustellen. 

§ 18 

(1) Ergehen sich Zweifel über die Angemessenheit 
oder den Umfang der Pfarrdienstwohnung ncb~t 
Zubehör oder üb.er die Nutzung der hierfür nicht 
benötigten Räume im Pfarrhause, so entscheidet 
hierüher der Gemeindekirchenra1 (das Preshyt.erium). 
Ccgen seine Entscheiclu!11g ist die Anrufung des 
Kreiskirchenrates möglich. Zur Vermietung oder 
Verpachtung einzdner Teile der Dienstwohnung oder 
von Zubehör ist der Pfarr.er nur mit Genehmigung 
des Gemeindekirchenrates (Presbyteriums) und der 
kirchlichen Aufsichtsbehörde befogt 

(2) Die Erklärung ·einer \Nohnung zur Dienstwoh­
rrung, die Veränderung des Umfanges oder die Ein­
ziehung dner Dienstwoh!11unig oder von Teilen ei­
ner s,olchen oder vnn Zuhehör ist nur mit Gend1-
migung der kirchlichen Aufsichtsbehörde zulässig. 

§ 19 
(1) fJber die Höhe der Mietentsd1ädigung (§ '3 c) 
beschließ.! die Anslellungskörperschaft. Der Beschluß 
bedarf der G,cnehmigung der kirchlichen Aufsichts-
behörde. ' 

(2) Anste.lle .einer vorhandenen Dienstwohnung lrnnn 
mit Genehm!gung der kirchlichen A:ufskhbbehörde 
ausnahmsweise ·eine ll!l1igemesGene Mieienlschädigung 
gewährt werden . 

6. Kind c r zus c hI a g 

§ 20 

(1) Kinderzuschlag wird gewährt für Kinder des 
Pfarrers und für von ihm am Kindes Statt t:lnge­
nommene Kinder, ·sowie für Stiefkinder, die der 



4 Amtsblatt Heft 1/1965 

Pfarrer in sdne häusliche Gemeinschaft aufgenom­
men hat. 

(2) Kinderzuschlag wird a1Uch für Pflegekinder und 
Enkel gewährt, wenn 
a) der Pfarrer s1e 'in S·eine häusHche Gemeilnischaft 

autgenommen hat und . 

b) keine ander·e Perno1n Viorha:nden ist, die ZJum Un­
terhalt des Kindes gesetzlich verpfliohtet und 
dazu imstande ist. 

Auf den Kindernuschlag werden die für den Unter­
halt iund die Erziehung von .anderer Seite laufend 
gezahlten Beträge .angerechnet. 

(3) Als in die häusliche Gemei:nschaft aufgenom­
men gelten Kinder auch dann, wenn der Pfarrer sie 
auf S<eine Kosten anderweit 'untergebraoht hat. ohne 
daß 'dadurch die häusliche Verhincbng mit ihm 
aufgeihoben w,erden soll. Für das Kind, das von 
einer ander.en Person .als dem Ehegatten des Pfa.r­
riers an Kindes Statt ang,enommen worden ist, wird 
den natür.Hchen Ehern kein Kinderzus1chl.ag gewährt. 

(4) DN Kinderzuschlag wird ,g.ewährt, bis das K.ind 
das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet, nach 
Vollendung des achtzehnten Lebe:nsj,ahres jedoclh nur, 
wenn ·es in 1einer Schul- oder BerufsausbildUJng steht. 
die seine Arbeitskraft überwiegend iln Anspruch 
nimmt. Der Rat kann bestimmen, ob und im\'ie­
wei{ eigenes Einkommen des Kindes, das das, sech­
zeihrrte Lebensjahr vollendet hat.. die Zahlung des 
Kinderzus.ahlagees aussichließt. 

(5) Für ein Kind, das wegen körperlicher oder gei­
stiger Gebr,echen dauernd erwerbs:unfähig ist. wird 
der Kinder2luschlag ohne Rücksicht auf das Lebens­
alter gewährt, wenn die dauemde Erwerbsunfähig­
keit vor V oUendung des fünfundzwanzigsten Le­
bensjahres .eingetretien ist. über das achtzehnte Le­
bensjahr hinaus jedoch rnur, wenn es nicht ein ei­
genes Einkommen hat, das den vom Rat jeweils 
fostg·esetzten Betrag übersteigt. W.ais1engdd und Wai­
senrent<e bleiben, hierbei außer Ansatz. 

(6) Verzögert sich die Schul- oder Berufsausbildung 
aus einem Grunde, der nicht in der P,erson des 
Pfarrers oder des Kindes liegt. über das fünfund­
zwanzigste Lebensjahr hiniaius, .so wird der Kinder­
zusahlag entsprechend dem Zeitraum der nachge­
wiesenen Verzögerun1g länger gewährt. 

(7) Für verheirat,etie, verwitwete und geschiedene 
Kinder w.ird kein Kindernuschfag g,ewährt. 

(8) Die HOhe des Kinderzuschlages wird in der Be­
s.Oldungstabelle 'festgesetzt. 

§ 21 

(1) Für dasselbe Kind wird nur ·ein Kinderzuschlag 
gewährt. 

(2) Wird einem Kinde 1I1ach kirchltohen oder staat­
lichen versiorgungsr,echtlichen Vorschriften Ki:nder­
zus.chlag neben W aisem,geld g.ewährt, so erhält der 
P:f.arrC'I für dieses Kind ~einen Kinderz.uschfo.g. 

(3) Erhäilt der Vater oder die Mutter eines Kindes, 
für das sonst aus kirchlichen Kas1se1I1 ein Kinder­
zuschlag ·oder eine entspr.echeinde ZJuwendlJlrng g<e-

zahlt werden müßte, von nichtkir,ohlicher Seite ei­
nen Kinderzuschlag, so erlischt insoweit der An­
spruch des Kinderzuschla@sberechtigten auf Kinder­
zuschlag. Dies gilt nicht für staatliche Ki!nderziu­
sdüäge, soweit der Rat dies beschließt. 

(4) Hät~en Vater und Mutter eines ·ehelichen oder 
eines gemeinsamen an Kindes Statt .angenommenen 
Kindes 'für diesies Kind Kilnderzuschlag zu ·erhalten, 
so wird der Kinderzuschlag dem V.ateir allein, je­
doch auf An1r.ag eines Anspruchsberechtigten je­
dem von ihnen zut Hälfte g·ewährt. Das gleiche 
gilt. wenn ,ein Ehegatte das Kind des anderen an 
Kindes Statt angenommen hat. Satz l gilt entspre­
chend für Pflege- und Großelter:n" 

(5) Hätten Pflege- oder Großdtern neben nafür­
lichen Eltern Kinderzus.chlag für dasselbe Kind zu 
erhalten, so wird der Kinderzus·chlag nm den Pfle­
ge- oder Großeltern gewah,rt. 

(6) Hätten Süefehern nieben natürHchen Eltern Kin­
derzuschlag für dasselbe Kind zu erhalten, so wiird 
der Kinderzuschlag nur den natürlichen Eltern ge­
währt. 

§ 22 
(1) Der KinderzuschJag wi,rd vom Ersten des Monats 
an gezahlt, in den das für die Gewährung maßge­
bende Eneignis fällt. Entfällt der Grund für die 
Gewährung des Kinderzuschlag.es, so wird die Zah­
lung erst mit dem Ablauf des nächsten Monats, ein­
g.estellt. 

(2) Die kirchliche Aufsfohtshehörde kann hestim­
men, daß der Kinder.zuschlag an den für das Kind 
bestellten Vormund oder Pfleger oder auch an eine 
ander'e P,erson, die di:e Fürsor:ge für das Kind über­
nommen hat. @ezahlt wird. 

(3) Der Pfarrer hat j,ede Veränderung der V erhält -
nisse, di.e die Zahlunig ·des Ki1nderzuschlageS1 bee~n­
flussen könnte, der d1e Besoldung zahlenden SteHe 
und der kirchliohen Aufsichtsbehörde unv.eirzüglich 
anzuzeigen. 

lll. Versorgung 

l. Allgemein·e Vorschrift.en 

§ 23 
(l) Die Y·ersmgung umfaßt 
a) W.arte@eld 
b) Ruhe@ehalt 
c) Hinterbliehernenv.ersiorgunig 
d) Unfallfürsorge 
e) Unt·erhaltsheitrag. 

(2) Tritt der Versorgungsfall infolgie eines Ereignis­
ses ein, auf Grund des1sein dem Pfarr·er wegen. Auf­
hebung ·oder Minderung der ErwerhSJfä:hi1gkeit oder 
seinen v,ersorgun.gsbeechügten Hinterbliebenen wegen 
Verlusites des R.echt,es auf Unterihalt etn ges,etzlicher 
Schade~sersatzanspruch gegien Dritte Z'usteht. so wird 
die Versorgung nur gewährt. wenn di<eser Anspruch 
bis zur Höhe der .entsprechen.den V e.rsoqgungslei­
stungen abgetr.eten wird. In di,esem Falle sind der 
Pfarrer oder seine Hilfiterbliehen.en V·O'll Amts wegen 
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auf die Rechtsfolg.en einier unterlassenen Abtretung 
hinzuweisen. 

2. Wartegeld und Ruhe g .eh alt 

a) Berieclmungsgrundlagen 

§ 24 

Das Wartegeld und das Ruhegehalt werden auf der 
Grundlage der ruheg.ehaltsfähigen Dienstbezüge und 
der ruhegehaltsfähig•en Dienstzeit berechnet. 

b) Ruhegehaltsfähig•e btenstbezüge 

§ 25 

Ruhegehalts.fähige Di1ensthezüge sind 
a) das Grundgehalt. das dem Pfarr.er zu1etzt zuge­

standen hat 
b) ein an d~e Stelle der Diensrtwohrrung tretender 

Ortszuschlag, des.sen Höhe in der Besoldungs­
tabeHe fos1gesetzt wird 

c) die ruhegehalts.fähiigen Zulagen gemäß §§ 13 und 
14 

d) für die Versorgungsempfänger mit W oh:nsitz in 
Berlin oder Hamburg tri<tt zu dem Grundgehalt, 
das der Berechnung der ,ruhegehaltsfähigen 
Dienstbezüge zugrunde Hegt, einschließltch der 
ruhegehaltsfähigen Zulagen nach §§ 13 und 14 
Absatz 1 ein örtlicher Sonderzus.chla,g in Höhe 
von drei vom Hundert. 

§ 26 

(1) Der bei der Ber•echrrung zugrunde zu legende 
Ortszuschlag (§ 25) richtet sich nach der Ortsklasse 
des Wohnsiiiies und in.ach der Stufo, di<e den F.~­
milienverhältnissen des Pfarrers entsprkht. 

(2) Es gehören zur 
a) Stufe 1 

· die ledigen Pfarner, soweit sich nicht aus den 
nachs•tehenden Bestimmungen etwas anderes er­
·gibt 

bl Stufe 2 
verheiratete Pfarrer 
verwitwete und g.eschiedene Pfarrer sowie Pfar­
rer, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig er­
klärt is·t 
ledige Pfarrer, die das vierzigste Lebensjahr voll­
endet haben 
ledige Pfarrer, di•e in ih.r>er Wohnung einer an­
deren Person nicht nur vorüberg1ehend Unter­
kunft und Unterhalt gewähren, weil si·e· gesetii­
lich oder sHtlich dazu verpflichtet sind oder 
aus gesundheitlichen Gründen ihrier Hilfe be­
dürfen 
Pfarrer, denen für ·ein Kind oder für zwei Kin­
der Kinderzuschlag zu gewähren ist 

c) Stufe 3 
Pfarrer, denen für drei oder vier Kinder Kinder­
zuschlag zu gewähren ist 

d) Stufe 4 
Pfarrer, denen für fünf oder mehr Kinder Kin­
derzuschlag zu gewähren ist. 

(3) Andern sich Wohnsitz 'und Ortsklas-sie, so is·t 
der Ortszuschla.g na·ch der neuen Ortsklas,s•e vom 
Ersten ßes Monats .an maß.gehend, der aiuf die. An~ 
derung folgt. Tritt die Andernng am Ernt·en eines 
Monats ein, so ist die Ortsklais1se des neuen Wohn­
sitzes schon für diesen Monat maß,g.ebend. Der 
Ortszuschlag einer höher.en Stuf.e ist vom Ers•ten des 
Monats an maß.gebend, in de:n da1s für di.e Erhöhung 
maßgebende Ereignis fällt. Bediingt eine Anderung 
des Familienstandes d1e Herabsetzung des Ortszu­
schlages, so bleibt der Ortszuschlag in der bisheri­
gen Höhe noch für den laufenden Monat und die 
folgenden 12 Monate maßgebend. 

c) Ruhegehaltsfähige Dienst:z;eit 

§ 27 

(1) Ruhegehaltsfähige Dienstzeiten sind 
a) die Zei•t im kirchHchen Diensit vor der zweiten 

theologischen Prüfung vom Tage der Einweisung 
in das Lehrvikariat an, jedoch in. der Reg.el nur 
bis zur Dauer von drei Jahren 

b) di.e Zei1 als Hilfsprediger, Pfarr.er oder Kirchen­
beamter innerhalb der Evang.elis·chen Kirche der 
Union oder einer anderen· Gli.edbrche der Evan­
gelischen Kirche in Deutschla1nd 

c) die Zeit eines Wartestandes, soweit dies· nicht 
nach § 10 Absatz 3 Satz 3 des Diszip1inarg;e­
setz;es der Evangelischen Kirche in Deutschland 
vom 11. März 1955 (Amtsblatt der Evangelischen 
Kirche in Deutschland Nummer 59) ausgeschlos­
s•en ist 

d) di:e Dienstzeit als Hilfspredig.er oder Pfarrer, die 
er hauptberuflich im Dien:sit von missionarischen, 
diakonis•chen oder sonstigen kü:chliclien Werken 
und Einr.ichtung•en innerhalb der Evangelischen 
Kirche in Deutschlallld verbracht hat 

e) die Dienstzeit als Hilfsprediger oder Pfarrer in 
einer ausländischen evangelischen Kirchenge­
meinde, die der Evangelischen Kir·che in Deutsch­
land oder ·einer ihrer Gliedkirchen angeschloss·en 
ist. Die Zeit eines ·entsprechenden DieMtes. bei 
einer a'Ilderen ausländischen Kirchengemeinde 
oder Missionsgesellschaft kann ganz oder teil­
weise als ruhegehaltsfähig anerka1I1nt werden. 

(2) Dienstzeiten, die nach § 9 Absatz 1 a und b 
nicht berücksichtigt worden sind, sind auah nicht 
ruheg·ehaltsfähig. 

§ 28 
Die ruhe·geha.Jtsfähig·e Dienstzeit niach § 27 erhöht 
sich um die Zeit, die ein Pfarrer im Ruhestand in 
der vollen Wahrnehmung einer p:La.rramtlichen oder 
gleichwertigen Tätigkeit illlnerhalb der Evangelischen 
Kirc.ihe der Union zurückgelegt hat. 

§ 29 
(1) Als ruhegehaltsfähig gilt die Zeit, in der ein 
Pfarrer vor seiner festen Anstellung nach Vollen­
dung des siebzehnten Lebensjahres 
a) nicht berufsmäßigen Wehrdienst geleistet oder 
b) sich .in Kriegsgefangens·chaft hefunden hat. 
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(2) Der Rat bestimmt, welche weiteren Zeiten als 
ruhegehaltsfähig gelten. 

§ 30 

Die nac:h Vollendung des s.iebzeh111ten Lebensjahres 
verbrachte ZeH .einer praktischen Tätigkeit oder ei­
ner nichttheoJ.ogischen HoCh- oder Fachschulausbil­
dung karnn .als ruhegehaltsfälüge Diens1tzeit ganz 
oder tetilweise berücksichtigt werden, sofern diese 
Tätigkeit oder Ausbildung für den Diems.t eines 
Pfarrers förderlich war. 

§ 31 

(1) Kirchlicher Dienst im Auslande, bei dem der 
Pfarrer gesundheitsschädigendem klimatisichen Ein­
fli.issen ausgesietzt war, karnn, soweit er nach Vollen­
dung des fünfundzwanzigst•en Lehens:a\res liegt, bis 
zum Doppelten als ruhegehaltsfähige Dienstzeit be­
rücksichtigt werden, w.enn dieser Dienst ununter­
brochen mindest.ens ein Jahr gedauert hat. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Pfarrer, die nach 
der bessonder·en Art ihrer dienstlichen V·erpflich­
tung ·erfahrungsgemäß der Gefahr einer vorzeitigen 
körperJichen Abnutzung in erhöhtem Maße ausge­
setzt sind und infolge ~iner dadurch bewirkten Ge­
sundheitsschädi·gung vorneitig in den Ruhes.tand vcr­
.sietzt werden oder sterben. Die Erhöhu1ng des Ruhe­
gehalts soll in d1esen FäHen in der Regel ~ehn vom 
Hundert der ruhegehaltsfähigen Dfonstbezüge nidht 
üb.er.steigen. 

§ 32 
Nichrt ruhegehaltsfähi1g sind clie Zeiten einer Beur­
laubung ohne Dienstbezüge, soweit nicht die Be­
rücksichtigung bei Erteilung, späteste1J1JS bei Beendi­
gung eines den kirchlichen Belang.en dienenden Ur­
laubes· zugestanden ist. Die BesHmmu111g des § 12 
Absatz 2 findet auch bei der Fests.etzurng des ruhe­
gehaltsfähigen D1enstalt.ers Anwendung. 

d) Höhe des W artie&eldes 

§ 33 

Das Wartegeld beträgt achtzig vom Hundert der 
ruhegehaltsfähigen Di.ernstbezüge. Für jedes volle 
und arng·ef.angene Jal1.r, dc1Js dem Pfarrer an fünf­
undzwanzig Jahren ruhege'haltsfähiger DieTuStzeit 
fehlt, wird das W arteg>Cld um zwei vom Hundert 
der ruheg.ehaltsfähigen Dienstbezüge niedrigrer be­
messen. Das Wartegeld beträgt mindes:tens fünfzig 
vom Hundert der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge. 

c) Höhe des Ruhegehalts 

§ 34 

(1) Das Ruhegehalt beträgt bis zur Vollendung ei­
ner zehnjährigen ruhegehaltsfähigen Dienstzeit fünf­
unddreißig vom Hundert und steigt mit jedem wei­
teren Dienstjahr bis zum vollendeten fünfundzwan­
zigsten Dienstjahr um zwei vom Hundert, von da 
an um eins vom Hundert der rnhegehaltsfähigen 
Dienstbezüge his zum Höchstrs-atz von fÜlnfundsiieb­
zig vom Hundert. Ein Res1i der ruhegehaltsfähig.en 

Dienstz,eit von mehr als 182 Tagen gilt als voll­
endetes Dienstjahr. 

(2) Das Ruhegehalt darf nicht hinter einem vom 
Hat zu bestimmenden Mindestsatz (Mindes.truhege­
hahl zurückbleiben. 

§ 35 
Hat ein Pfarrer ein mit höheren Dienstbezügen ver­
bundenes kirchliches Amt innerhalb der Evangeli­
schen Kirche der Union bekleidet u.nd dies·e Bezüge 
mindestens ein Jahr lang erhalte1n,. so wird da1s. Ru.­
hegehalt nach den.höheren ruhege'haltsfähigenDienst­
bezügen und der gesamten ruhegehaltsfähi~en Dimst­
zeit berechnet. Das Ruhegehalt darf jedoch die ru­
hegehaltsfähig.en Dienstbezüge des letzten Amtes 
nicht übersteigen. 

3. Hinter b 1 i ·ebene IIl ver sorg u n g 

a) Sterbemonat 

§ 36 

(]) Den Erben eines verstorhenen Pfarrers verblei­
ben für den Sterbemonat die D.ienstbezüg.e des Ver­
storbenen und die zur Bestreitung von Dienstauf­
wandskosten bestimmten Einkünfte. 

(2) Bei Pfarr.ern im Warte- oder Ru.hesitan.d sowie 
bei ·ehemaligen Pfarrern tritt an die Stelle der 
Diensthezüge das Wart.egeld, das Ruhegehalt oder 
der Unt.eihaltsbeitrag. 

(3) Die noch nicht gezahlt.en Teile der Diens,thezüge 
für den Sterhemonat können statt an die Erben an 
die Witwe oder die Abkömmlinge gezahlt werden. 
b) Sterbegeld 

§ 37 

(1) Die W.itwe und die Kinder eines Pfarrers sowie 
die von ihm an Kindes Statt ang·e.nommenen Kinder 
erhalten Sterhegeld in Höhe des Zweif.achen der 
monatlichen Dkn1s.tbezüg,e des V erstorbenen aus­
sC:hli eßlich der Kinderzuschläge. Die zur Bestrei­
tung von DielllStaufw.andskostie.n bestimmten Einkün.f­
te entfallen. § 36 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(2) Sind Hinterbliebene im Sinne des Absat"Zies 1 
nicht vorhanden, so ist St,erbe19eld auf Antrag 'ZiU 

gewahr.en 
a) Verwandten der aufs.t1eige'l1!den Linie, Geschwi­

stern, Geschwistierkindern oder Stiefkindem, de­
ren Ern&hr·er der Verntorbene ganz od·er über­
wieg.end gewesen jst, oder 

b) Personen, di·e d1e Kosten der letzten Krankheit 
oder der Bestattung g1etragen 'haben, bis zur Höhe 
ihrer Aufwendungen. 

Die kirchlich'e Aufsichtsbehörde bestimmt, an wen 
das Sterbegeld zu: zalU.en oder wie es uruter mehrere 
Ber.ec'htigte zu v.erteilen ist. 

c) Witwen- und Waisengeld 

§ 38 

Die Witwe ·eines im Amt. im Warte- oder Ruhe­
stand verstmbenen Pf.aners erhält Witwengeld. Dies 
gilt niCht, wenn 
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a) die Ehe weniger als drei Monate gedauert hat, 
und nach den besonde11en Umsfändern des Fal­
les die Annahme ger·echtfertiigt ist, daß es der 
alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat 
war, der Witwe eine V,ersorgung z:u verschaffen, 
oder 

b) die Ehe ·ernt nach dem Eintritt des Pfarrers i:n 
den Ruhestand geschioss,en worden is.t und der 
Pfarrer im Ruhestand z:ur Zeit der Eheschließung 
das fünfondsechzigst·e Lebem.sj.ahr bereHB• vollen­
det hatte, oder 

c) die eheliche Gemeinschaft beim Tode des Pfar­
rers durch g·erichtUche Ents.cheidung aufgehoben 
war. 

§ 39 

Das Witwengeld beträgt sechz.ig vom Hundert des 
Ruhegehalts, das der Verstorbene erhaltien ha1t oder 
erhalten hätte, wenn .er am Todestag in den Ruhe­
stand getreten wäre. Anderungen des Mindestruhe­
gehalts (§ 34 Absatz 2) sind zu herückskhti~en. 

§ 40 
(1) Die Kinder und die von ihm an Kindes· Statt 
angenommenen Kinder ·eines im Amt. im vVarte­
oder Ruhestand Vfistorbenen. Pfarrers erhalten vVai­
sengeld. 

(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder eines im 
Ruhestand verstorbenen Pfaners, wenn s0ie at.JS einer 
Ehe stammen, die erst nach dem Eintritt in den 
Rtihestand und nach Vollendung des fünfundsed1-
zigsten Lebensjahres des Pfarrers im Ruhestand ge­
sd1lossen wurde, oder wenn sie erst nach diesem 
Zeilpunkt für ehelich erklärt oder an Kindes. Statt 
angenommen worden sind. 

§ 41 

(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise zwölf 
vom Hundjert und für die Vollwais,e zwanzig vom 
Hundert des in § 34 bezeichneten Ruhegehalts. An­
derungen des Mindestruhegehalts (§ 34 Absatz 2) 
sind zu berücksichtigen. 

(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbenen 
nicht zum Bezug·e von Witwen1~eld berechtigt ist 
und auch keinen Unterhaltsbeitrag nach den §§ 51 
und 53 in Höhe des Witwengeldes erhält, wird das 
Waisengeld nach dem Satz für Vollwaisen ~ezahlt. 
Es darf zuzüglich des Unterhaltsbeitrages den Be­
trag des v\Titwengeldes und des Waise:IJJgeldes· nacih 
dem Satz für Halbwais,en nicht übersteigen. 

(3) Der Waisengeldanspruch eiIJJes Kindes wird nicht 
dadurch berührt, daß ·es an Kindes Statt angenom­
men wird. Erwirbt das Kind durch den. Tod des 
Annehmenden einen neuen W aisen~eldanspmch, so 
erlischt der frühere W aisengeldansprt.ich in der Hö­
he, in der das neue Waisengeld gezahlt wird. 

(4) Hat ein Kind einen Waisengeldanspruch sowohl 
aus dem kirchlichen Dienstverhältnis des Vaters. als 
auch aus einem kirchlichen Dienstverhältnis der 
Mutter, so wird nur das höhere Waisengeld ge­
zahlt. 

§ 42 

(1) Witwen- und Waisengield dürfen weder einzeln 
nocih zusammen den Betrag des ihr.er Beredmung 
zugrunde zu legenden Ruhegehalts übersteigen. Er­
gibt skh an Witwen- und Waisen:geld zmsammen 
ein höherer Betrag, so werden die dn.zielnen Beträge 
im gJ.eicihen Verhältnis gekürzt. 

(2) Nach dem Ausscheiden eines Witwen- oder 
Waisengeldberechtigt.en erhöht sich das Witwen­
ader Waisengeld der verbleibenden Berechtigten vom 
Beginn des folgenden Monats an insoweit, als: sie 
nach Absatz 1 noch nicht den vollen Betrag nach 
§ 39 oder § 41 erhalt.en. 

§ 43 

Die Zahlung des Witwen- und Waisen:geldes be­
ginnt mit Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die 
nach diesem Zeitpunkt geboren. werden, erhalten 
Waisengeld vom Ersten des Geburtsmon.ats an. 

d) Bezüge bei Verschollenheit 

§ 44 

(1) Ein v0ersd10Uener Pfarrer oder Vernorgungsemp­
fänger behält den Anspruch auf Dienst- oder Ver­
sorgungsbezüge bis zum Ablauf des Monats:, in dem 
die Kirchenleitung feststellt, daß s·e1111 Ableben mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. 

(2) Vom Ersten des Monats an, der dem in Absatz 1 
bczieichneten Zeitpunkt folgt. erhalten Pernonen, die 
im Falle des Todes .d'es V.erschollenen nach den 
§§ 38 bis 43 Witwen- !Oder w ais·engeld oder nach 
den §§ 51 und 52 ·einen Unterhaltsheitr.ag erhalten 
würden, diesic Bezüge. Die Bestimmungen der §§ 
36 und 37 sind .in diesem FaUc nicht anzuwenden. 

(3) Kehrt der Verschollene zu.rück, so lebt sein An­
spruch auf Dienst- und Versorgun;gshezüge, soweit 
nicht besondere gesetzliche Gründe entgegenstehen, 
wieder auf. Nachzahlung,en an Dienst- oder Yer­
sorgungsbezügen sind längstens für die Dauer eines 
Jahres zu leisten. Die nach Absatz 2 für den glei­
chen Zeitraum gewährten Bezüge siind anzurechnen. 

(4) Ergibt sich, daß der Pfarrer ohne Genehmigung 
schuldhaft dem Dienst ferngeblieben ist, so können 
die nach Absatz 2 gezahlt.en Bezüge von ihm zu­
rückgefordert werden. 

4. Kinder~ u s c h 1 a g 

§ 45 

Neben Wartegeld, Ruhegehalt. Witwengeld oderWai­
&engeld für Vollwais•en wird Kinderzuschlag nach 
den Vors.chriften der §§ 20 bis 22 g,ewährt. 

5. U n f a 11 f ü r so r g e 

§ 46 
(1) Wird ein Pfarr-er durch einen Dioenstunfall ver­
letzt, so ist dieser seiner kirchlichen Aufs.ichtsbe­
hörde auch bei kleineren Verletzungen unver_üglich 
anzuzeigen. Dem Pfarrer oder sieinen Hinterblie­
benen wird @egen Verzicht auf Schadens.ersatzan-
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sprüche gegen den Dienstherrn Unfallfürsorge ge­
währt. Die Vornchrift des § 23 Absatz 2 über die 
Abtretung seines gesetzlichen Schadens,e11S1atzanspru­
ches bleiht unberührt. 
(2) Die Unfallfürsorgie umfaßt 
a) Heilverf.ahr.en 
b) Erstattung von Sachschäden und besonderen Auf-

wendungien 
c) Unfall.ausgleich 
d) Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitraig 
e) Unfallhint•erbH.ebenenvers1oq~uTJ1g 

§ 47 
(1) Unfallfürnorgeansprüohe sind iDIIl!erhalb einer 
Ausschlußfrist von zwei Jahr.en nach dem Eintritt 
des DienstunfaUes bei der kirchUchetn Aufsichts­
behörde des Verletzten anzumelden. 

(2) Nach Ablauf der Ausschlußfrist .is.t di>e Anmel­
dung nur zu berücksichtigen, werun seit dem Dienst­
unfall noch nicht zehn J.ahre V·eri~anigen sind und 
wenn gleichzeitig glaubhaft gemacht wird, daß eine 
den Anspruch begründende Folge des·, Unfalls er.st 
später bemerkbar geworden ist oder daß der Be­
rechi.igte von der Verfolgung sd.nes Anspruches 
durch außerhalb seines Willens liegende Umstände 
abgehalten worden ist. Die Anmeldung muß, .1ach­
dem eine Unfallfolge bemerkbar geworden oder das 
Hindernis für die Anmeldung weg1g1e.fallen ist in­
nerhalb ·einer Frist von drei Monatien .erfolgen. Die 
Unfallfürsorge wird in di<esen Fällen \'om Tag1e der 
Anmeldung ab gewährt. Zur Vermeidurng von Här­
ten kaI11I1 sie auch von .einem früheren Zeitpunkt 
ab gewährt werden. 
(3) Der Superintendent rund cfü.e kirdhliche Aufsichts­
hehörde haben jeden Unfall, der ihnen von Amts 
wegen oder durch Anmeldung der Beteiligten be­
kannt -wird, sofort zu unuersuohen. Die kirchliche 
Aufsichtsbehörde teilt das Ergebnis der Untersu­
chung den Beteiligten schriftltoh mit. 

§ 48 
(1) Die näheren Vorschriften über die Unfallfürsor­
ge erläßt der Rat. 
(2) Der Rat kann bes1timmen, daß die GeWährung 
von Unfallfürsorge beschränkt oder ausges.chlo1s1sen 
wird, wenn der Pfarrer den Diens1tunfall vorsätz­
lich oder grob fahrlässi,g herbeigdührt hat. 

6. Unterhalts bei tr ,a ,g 

§ 49 

Einern Pfarrer, der .zur v,ermeidung. oder zur Er~ 
ledigung eines DisziplinarverfahI\ens aus seinem 
Dienst unter Verlust des Anspruches auf Besoldung 
und Versorgung auf seinen Antrag entlas,sen wird, 
kann die kirchliche Aufsichtsbehörde einen wider­
ruflichen Unterhaltsbeitrag bewillig,en, auch wenn 
der Pfarrer noch dienstfähi,g ist.' Der UnteThaits­
beitrag darf .für Iängistens föni JahI\e his zu fünf­
undsiebzig vom Hiundert und über diesen Zeitraum 
hinaus höchstens fünfzig vom Hundert des Ruhe­
gehalts betragen, das der Pfaner im Zeitpunkt der 
Entlassung .erdient hätte. Daneben kann Kinidernu­
schlag gewährt werden. 

§ 50 
Einern ·ehemaligen Pfaner, der den Anspruch auf 
Ruhegehalt infolg1e disziplinarischer Entscheidung 
oder info1ge Entlassung auf seinen Antrag zur Ver­
meidung von Disziplinarmaßnahmen verloren hat, 
kann die kirchliche Aufsdchtsbehörde iniOJerhalb der 
in § 49 genannten Höc.hstgr.enz<e einen widerrufli­
chen Unterhaltsbeitrag bewilligen, wenn der ehema­
ligie Pfarrer nacih seiner wirtschaftlichen La1g1e der 
Unterstützung bedürftig und ihI\er nicht unwürdig 
erscheint. 

§ 51 . 

(1) Hinterbliebenen der in §§ 49 und 50 genanruten 
ehemaligen Pfarrer können widerrufliche Unterhalts­
beüräge bewilligt werden. Die Unterhaltsbeiträge 
sind nach den Hundertsätzen des Witwen- und 
Waisengeldes zu he11echnen. Das dabei zugrunde 
zu legende Ruhegehalt darf die in § 49 vo.rgeschrie­
benen Höchs1tsätze des Unterhaltsbeitr.ages nicht 
übers1eig,en. 

(2) Unterhaltsbeiträg'e für mehrere Hinterbliebene 
dürfen zusammen ·ebenfalls di.ese Höc.hs1t1sätze nicht 
übersteigen. 

§ 52 
Be! Bewilligüng·en nach den §§ 49 bis 51 bestimmt 
die kirchliche Aufaichtsbehörde den Zahlungs,emp­
fänger. 

§ 53 
(1) In den Fällen des § 38, in denen ein Anspruch 
auf Witwen!!ield nicht bes1f!eht, kann widerruflich ein 
Unterhaltsheiir.ag bis zur Hohe des Witwengeldes 
bewilligt werden. · 

(2) Der geschiedenen Ehefrau eines im Amt, Warte­
oder Ruhestand verstorbenen Pf.arr.ers, die im Falle 
des Fortbestehens der Ehe Witweng·eld ·erhalten, hät­
te, kann widerruflich ein Unt,erhaltsbeitrag bis zur 
Höhe 'des 'i\Titweng.eldes .gewährt werden, wenn ihr 
der Vers.torhene zur Zeit seines Todes Unterhalt zu 
leisten v.erpflichtet war oder wenn .andere Umstände 
dies mohtfertigen. Eine später eingdretene oder 
eintrei1ende Andef'llng der V eihältnisse kann berück­
sichtigt werden. Dies.e Bestimrrmn@en gelten auch 
für die früher·e Ehefrau eines versto.rbenen Pfarrers, 
dessen Ehe aufg1ehoben oder für nichtig erklärt 
war. 

(3) In den Fälle'll des § 40 Absatz 2 kanlll wider­
ruflich ein Unterhalts.beitrag bis .zur Höhe des Wai­
s·engeldes bewilligt w'erden. 

(4) § 43 gilt auch für die Zah~ung des Unt<erhalts­
beitra~es. 

7. Zusicherung von V·ersorgungs·bezü­
gen in besond·er,en Fäll,en 

§ 54 

(1) Einern Pfarrer, der im Diens:t ein.es m1sswna­
rischen oder diakonisd1en Werroes, ·einer kirchJichen 
Anstalt oder einer sonsti.@en kirchlichen Einrichtung 
innerhalb der Ev.angelis«ih.en Kirche der Union oder 
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einer ihrer Gliedkirchen steht. aber von einem an­
deren Rechtsträ19er als den im § 2 Absatz 1 ge­
narrnten Anstellungskörp·erschaften. anigie.steilt is,t. 
kann die Versorgung nach Maßgaihe di,es,er Ordillung 
duvch Ver,einharung .zugeskhert werde~n. wen111J sich 
der Rechtsiträger verpflichtiet. für ihn während der 
Dauer seines Dienstv·erhält:niss,es den vorgeschriebe­
nen Versorgungsbeitrag zu entrfohten. 

(2) In Ausnahmefällen kann auch ·einem Pfarrer 
anderer kirchHcher Werke und Einrichtungen, die 
in Absatz 1 bez,eich<ne1e Zusicherurng gegeben wer­
den. wenn dies ·im kirchlichen 1n:te:msse lie.g,t. 

(3) Der Ber·ech:nung der Versorgungsbezüge dürf.e.n 
die Dienstbezüge nur insoweit zugrunde gelegt wer­
den, als sie nach dieser Ordnung (§ 25) ruhege­
haltsfähig sind. Fürsorgdeiis1t:unge1I1, die über Un­
fallruhegehalt und Unfallhint.erbliehenenhezüge hin­
ausgehen, sind von der Zusicherung ausg·eS1chJos1s.en. 

§ 55 
(1) Die Vereinbarung ist zwischen 
a) der Evangelischen KiDche der' Undon oder einer 

ihrer Gliedkirchen 
bl dem Pfarner und 
d dem Rechtsträger, in dess·en Die1111s1t der Pfarrer 

steht. 
abzuschließen. Sie bedarf der Schriftform. 

(2) In der Vereinbarung ist festzulegen, 
a) daß die Zusicherung nur für die Daufä des ge­

,genwärtigen Amt1es des Pfarrers gegeben wird 
bl daß die Versetzung des Pf.auers in dein Ruhe­

stand der Zustimmung der kirchlichem Aufsioh15'­
behörde bedarf 

c) daß d1e Zusicherung ohne Anspruch auf Erstat-
1:ung der geleisiel·en Zahlungen zurückgenommen 
werden kann, wenn trotz wiederholter Mahnung 
des Rechtsträgers unter Benachrichtigung des 
Pfar11ers der Versorgm~gsbeitrag länger als ein 
Jahr im Rückstand b1eiht 

d) daß die Vor.aussetzung für die Zahlung von V er­
sorgungshezügen der rechtzeitige Eingang des V er­
so.rgungsbei1rages ist 

e) daß die Beteiligten sich der Entseheidrnng der 
kirchlichen Aufsichtsbehörde unterwerfen hin­
sichtlich der Ruhensberechniunig (§§ 58 und 59) 
und der Bemessung von Bezügen, die dem V er­
sorgungsber.echtigten im Fall seiner Wiederver­
wendung zu gewähren sind. 

(3) Wird die Vereinbarung vo1n einer Gliedkirche 
abgeschlossen, so sit·ehi ihr der Vernrnrgungsbe.itrag 
.zu. In diesiem FaUe richtet sich der Versorgungs,­
anspruch g.egen die Gliedkirehe. 

§ 56 
(1) Der Versorgungsbeitrag wird v-on der kirchlichen 
Aufsichtsbehörde :f!est19eset1zt. 

(2) Der Versorgungsbe.itrag besteht .in einem Hun­
dertsatz der ruhegehahsfähigen Dienstbezüge und 
darf für die Pfarrer 1m Dienst dr,eiunddDeißigein­
drittel vom Hundert dies,er Diensthezüge, für Pfar­
rer im Ruhestand fünfzehn vom Hundert der dem 

Ruhegehalt zugrunde gelegten 
Dienstbezüge nicht übersi·eig,ern. 
pfarrer, die weder v·erheiratet 
unter achtzehn Jahrein haben, 
gungsbeiiräge zu eniriclüen. 

ruheg.ehaltsfähigen 
Für Ruhestands­

s-ind, noch Kinder 
sind . keine V erso,r-

8. G e m e i n s am e V o r s c h r.i f t e n für die 
Versorgung 

al Zahlung der Versorgungsbezüge 

§ 57 
(1) Die kirchliche Aufsichtsbehörde ·entscheidet über 
die ruhegehalts.fähigen Dienstzeiten„ stellt die V er­
sorgungshezüge und die Person des Zahhmgsemp­
fängers fest. Ob Zeiten auf Grurnd des § 30 oder 
des § 31 Absatz 1 als ruhegehalt1sfähige Dienstzeit 
zu berücksichtigen sind, ist bei der Berufung zu 
ents.cheiden und dem Pfarrer mitzuteilen. Diese 
Entsdieidungen stehen unter dem Vorbehalt eines 
Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugrunde 
liegt. 

(2) Die kirchliche Aufsichtsbehörde entscheidet auch 
über die Bewilligung von Versorgungsbezügen, auf 
die kein Rechtsanspruch besteht (Unterhaltsbeiträ­
.gel. 

(3) Unterhaltsbeiträge dürfen nicht vor Eintritt des 
Versorgungsfalles bewilligt werden. Vorherige Zu­
sicherungen sind unwirksam. 

bl Ruhen der V.ersmgungs.hezüge 

§ 58 
Unter welchen Vorauss,et.zungen und in welchem 
Umfange der Anspruch auf V,ersorgungsbezüge ruht. 
wenn ein Versorgungsberechtigter nehen kirchlichen 
Versorgungsbezügen ein anderweitiges Arbeitsein­
kommen hat, bestimmt der Rat. 

§ 59 
(1) Die Vernorgungsbezüge ruhen, solange der V er­
sorgungsberechügt,e seinen W ohnsttz oder dauernden 
Aufenthalt a'uß.erhalb des Währungs1gehietes der bis­
her zahlenden Kasse hat 

(2) Bei Dbersiedlung des V ersorgun.gsbfäeohti'gten 
in auß.erdeutsche Länder ka;nn die kirchliche Auf­
sichtsbehörde Ausnahmen zulas1sen, auch die Zah­
lung der Vers.orgungsbezüge vo/Il der Bestellung ei­
nes Empfangsbev,ollmächtigten .abhängig machen. 

(3) Haben die V.ersMgungsbezüge längier als drei 
Jahre geruht so können sie dem V.ersorgungsherech­
tigten ·enizog,en werden. Bei Vorliegen besonderer 
Ve1;hältnisse kann1 die Versorgung ganz oder teil­
weise wieder zuerkannt werden. 

c) ZusammentreHen mehrerer Versor.gungshezüge 

§ 60 
(1) Erhalten aus einer v.erwendung im kirchlichen 
oder s-onsügen Di,enst 
a) ein Pfarner :im Warte- 1oder Ruhesit:aind Wartegeld 

oder Ru'he~ehalt oder eine ahnhche V ersmgung 
hl eine Witwe oder Waise aus der Verwendung 

des im Amt. Wane- ,oder Ruhestand verstorbe-
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nen Pfarrers Witwengeld, Waisengeld oder eine 
ähnliche Versorgung 

c) eine Witwe ;Wartegeld, Ruhegehalt oder eine 
ähnliche Versorgung, 

so sind daneben die Versor,gung,sihezüge nadh dies,er 
Verordnung bis zum Errieic'hen der 'in Absatz 2 be­
zeichneten Höchstgrenze zu zahl,en. 

(2) Als Hödhstgrenze gelten 

a) für Pfarrer im W art,e- oder Ruhestand das War­
iegeld oder Ruhegehalt, das sich 1Unter Berück­
si.ahtigung der gesamten ruhegehaltsfählgen 
Dienstzeit aus den !höheren mhegehaltsfähigen 
Dienstbezügen •ergeben würde. Die höheren ru­
hegehaltsfähigen Dienstbezüge bestimmen sich 
nach dem Amt, .in dem der Empfän:ger .im Laufe 
seiner gesamten Dien:stzeit die 'höhe·ren ruhege­
lhaltsfähigen Diensthezüge erreicht hätte 

b) für Witwen oder Waisen im FaUe von Absatz 
l b) :die Versorgungsbezüge, die sklh aus• dem 
nach ,a) berechneten Höchstruhegehalt ergeben 
würden 

c) für Witwen im Palle von Absatz l d sedhzig 
vom Hundert der ruhegehalts.fähigen Dienstbe­
züge, aus denen das dem Witwengeld zugrunde 
Hegende Ruhegehalt berechnet ist oder, wenn 
es für die Witwe günstiger ist, das Ruhegehalt, 
aus dem das Witwengeld berechnet .ist. 

(3) Sind die V.ersorgungsbezüge nach ·dieser Verord­
nung später •erworben als die in Abs.atz l bezeidh-
111eten, ISO finden die Absätze l 1Und 2 keine An­
wendung, werrn nach dem für das frühere Dienst­
verhältnis maßg,ebenden Recht Vorschriften über das 
Zusammentreff.en mehrerer Versor@ungsbezüg.e an­
zuwenden sind, nach denen ·eine Kürzung der frü­
her 'erworhenen Bezüg,e eintritt. 

§ 61 
(1) Alters-, Invaliden-, Witwen- und Waisenrenten 
der Sozialv.ersicherung werden mit Ausnahme des 
Rentenanteil&, der auf freiwillig.er Weiterversiche­
rung nac'h Erwerb des Rentenanspruchs heruht, auf 
die Versorgungshezüge angerechnet. Das gilt nicht 
für Alters- und Invalidenrenten der W·itwen und 
der W ai&en aus ·eigener sozialversicherun@sipflich­
tiger Tätigkeit. 

(2) Werden &ozialversicherungspflichtige Besichäfti­
gungszeiten nur zum Teil als ruheg.ehaltsfähige 
Dienstzeit berücksiChtigt, so werden die Sozialver­
sicherungs-Renten gemäß Absatz 1 nur im Verhält­
nis der berücksic'htigten Beschäftigun~sizeit zur nicht 
berücksichtigten Beschäfligungsz.eit angerechnet. Da­
bei dürfen jedoch die Versorgungsbezüge ·einschließ­
lich der nicht angerechneten Sozialversicherungs­
Renten die V eroorgunig nicht übersteigen, die ein 
ausschließlich auf kirchliche Versorgung:sihezüge an­
gewiesener Versorgungsberechtigter hei Zugrundele­
gung einer mit Vollendung des dreißigsten Lebens­
jahres beginnenden ruhegehaltsfähigen Dienstzeit er­
halten würde. 

dl Erlöschen der v,ersorgwngsbezüg·e 

§ 62 
(1) Der Anspruch der Witw.en und Waisen auf Ver­
sorgungsbezüge .erlischt 

a) für jede Berechtigte mit dtem Ende des Mon..its, 
in dem s.ie sich verheiratet o<l1=r stirbt 

b) für jede Waise außerdi~m mit dem Ende des 
Monats•, in dem sie d!as achtzehnte Lebensjahr 
vollendet. 

(2) Das Waisengeld soll nach V oHend!ung des acht­
zehnten Lebensjahres gewährt werden für eine le­
dige W ai&e, die 

a) sich in der Schul- odier Berufsausbildung befin­
det, bis zur VoUendrung des fünfundzwanzigst.en 
Lebensj a1U1es 

b) infolge vor Vollendurrng des fünfundzwanzigsten 
Lebensjahr·es eingetretener körperlicher oder gei­
stiger Gebrechen dauernd außerstande ist, sich 
selbst zu erhalten, .auch über das fünfundzwan­
zi&ste Lebensjahr hinaus~ 

Die Bestimmung d:es § 20 Absatz 6 findet auf das 
Waisengeld ·entspr.echende Anwendung. 

(3) Haben Waisen, die das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, ein ·ei~enes Einkommen, das die 
vom Rat festgesetzte Frei.grenze überst.eigt, so isif 
das Waisengeld um den Mehrbetrag zu kürzen. 

§ 63 
Im Falle der Wiederv·erheiratung kann eine Witwe 
eine Zuwendung (Heiratsgeld) bis zur Hohe eines 
Jahresbetra@es ihres bisherigen Wiiwengeldes1 erhal­
ten. Das Heiratsgeld darf den vom Ra;t allg·emein 
festgesetzt.en Höchstbetrag nicht übersteigen. 

§ 64 
Hat eine Witwe sich w1eder verheiratet u.n:d stirbt 
der Ehemann, oder wird di.e neu.e Ehe auf andere 
Weise als durch den Tod des Ehemannes aufge­
löst, so kann der Witwe ein Unterhaltsheitrag bis 
zur Höhe des erloschenen Witwengeldes widerruf­
lich gewährt werden. Der Auflösung der Ehe steht 
die Nichtigkeits1erklärung insoweit glekh. 

e) Anzeigepflicht 

§ 65 

Jeder V,ersmgun,gsberechtigte und Empfänger eines 
Unterhalts.beitr.ages ist V·erpflichtet, der kirchlichen 
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen 

a) den Bezug und Jede Anderung ·eines Arbeitsein­
kommens oder ·einer V ersurg11ng 

b) seine V0erheiratung 

c) jede Anderung der V erhältniss.e, die die Zahlung 
des Kinderzuschlages oder des Wais,engeldes be­
einflussen könnte 

d) die Verlegung des Wohnsitzes oder dauernden 
Aufenth.al tes. 

§ 66 
(1) Kommt ein Versor.~ngsberechtigter der ihm nach 
§ 65 auferlegten Verpflichtung &ehuldhaft nicht 
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nach, so kann ihm die Versorgung ganz oder teil­
weise auf Zeit oder auf Dauer en1.z,o,gen werden. 
Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann dte 
Versorgung ganz oder teilweise wieder zuerkaornt 
werden. Die Entscheidung trifft die kirchliche Auf­
sichtsbehörde. 

(2) Geg·en die Entscheidu1rng der kirchlkhen Auf­
sichtsbehörde über die Entziehung von Versorgungs­
bezügei.1 kann der Versorgungsbercdl!tigte innerhalb 
eines Monats nach Zustellung die Entsicheidrung der 
Disziplinarkammer beantragen. Die Disziplinarkam­
mer hat die etwa erforderlichen Ermittlungen vor­
zunehmen. Sie entscheidet d1Urch Beschluß endgül­
tig. 

IV. Gemeinsame Vorschriften für Besoldung 

und Versorgung 

§ 67 
Die BesoldungstaheHe beschließt der Rat nach An­
hörung des ständigen Flnanzauss1chrus1s1e1s. Vor ei­
ner Änderung der Besoldungstabelle sind auch die 
Gliedkirchen zu hör.en. 

§ 68 
0) Die Besoldungs- und V·ersorgungsthezüge werden 
monatlich im vor.aus g•ezahlt. 

(2) Sind Bes•oldungsbezüge nur für einen Teil ei­
nes Monats zu zahlen, so wird für jeden Tag ein 
Dr·eißigstoel der Monatsbezüge gezahlt. 

(3) Auf laufende Besoldungs- urnd V.ernorgungsbe­
züge kann der Empfänger weder ganz noch teil­
weis·c verzichten. 

§ 69 
(1) Zuviel gezahlte Besoldungs- .oder Versorgcmgis·­
bezüge 1sind zurückzuzahlen. Ausnahmswetse kann 
in Härtefällen .oder bei geri11Jgfügigen Beträ,gen von 
einer Rückforderung garnz oder tei1lweise abges·")hen 
werden. 

(2) Zu wenig gezahlte Besoldungs- 1oder V ernor­
gungsbezüge sind nachzuzahlen. 

§ 70 
InwieweH ein Empfänger von Besoldungs- oder Ver­
sor.gun,gsbezügen in Fällen, .iJn denen nach dieser 
Pfarrbesoldungsordmmg nicht here.i,ts .ein Rechts1-
behelf ,gegeben ist, wegen vermögensrechtlicher An­
sprüche das kir.chliiche Verwaltungsgericht anrufe:n 
kann, wird durch hesos:nclere Ordnung ,geregelt. 

V. Uber[l,angs- und Schlu/3vorschriften 

§ 71 

(1) Für Pfoner, die i:m unmittelbaren Dienst der 
Evangelischen Kirche der Union stehern, gehen die 
Beslimmungen dteser Pfarrbesoldurngismdnurng mit 
der Maßgabe, daß an Stelle der Gliedkirche und 
ihrer Organe d1e Ev.angeli.s·che Ki'rche der Union 
zus<tändig ,tst. 

(2) Kirchliche Aufsichtsbehörde für die im unmit­
telbaren Diens·t der Evangeltsd1en Kir.ehe der Union 
stehenden Pfarrer ist die Kirohenkan:zlei., für die 
übrigen Pfarrer di1e naoh gliedkirchlichem Recht 
.zustiindige Stene. 

§ 72 

(1) Das Besoldungsdiens1t.allier wird mit Wirkung 
vom Tag·e des lnkr.afttr·et·ens nach den V orschri.ften 

···dieser Pfarrbesoldtungso.rdlil.ung neu fes1tges.etzt. 

(2) Bleibt das nach dem neuen Besoldun1gsdi.enst­
aHer zu zahlende Grundgiehalt hinter dem nach bi.s­
heril?iem Recht ,gezahlten Grundgehalt zurück, so 
erhält der Pfarrer .eine rnhegrehaltsfähi;g1e Ausrgleichs­
zahlung in Höhe des Unters.chiedes, bi,s 1dies0er 
durch Aufrücken in eine höhere Diens.taltersstufe 
ausgeglichen ist. 

§ 73 

(1) Die Bezüge der bei Inkrafttr·eten dies•er Pfarr­
besoldungsordnurng v•orhandenen Versorgungsempfän­
ger richten sich nach dem bisherigen Recht. Die 
Gewährung des Kindernusd1Jages und die Voraus­
setzungen für die Zahl:ung von Waisengeld richten 
sich nach dies.er V.ePOrdnung. 

(2) Der Rat kann Mindestsätze bestimmen. 

§ 74 

Zur Ausführung dieser V.erordnung erforderliche 
Rechtsvorsehrift.en .erläßt der Rat. die zur Dmoh­
führung notwendigen Verwaltungsvorschriften erlas­
sen die GHedkirchen. 

§ 75 
(1) Dies·e Vewrclnung tritt im Wähimngsbereicth der 
Deutschen Notenba,nk für die Evangelische Kirche 
der Union am l. Januar 1965 in Krnft, für di.e· 
·einzelnen G\iedkirchen wird sie vom Rat in Kraft 
g.esetzt, nachdem diese j.eweils zugestimmt haben. 

Mit der jeweilig1en lnkra.fts•etzung tr·eten alle entge­
gens1·ehenden Besolduil!gs- und Ven&orgung<Svorschrif­
ten außer Kraft. 

§ 2 Absatz 2 des Kircheng.es.etzes über Dienst- und 
Versmgungsb.ezüge v.om 15. Ma,i 1952 (Amtsblatt 
der Evangelischen Kirche in De1utsdlland 1953, Son­
derheft Nummer 131) bl1ei'bt unberührt. 

(2) Die Verordnung zm v.arläufigen Regelung der 
Besoldung und Vers.orgung der Pfarl'er und Kir­
ohenbeamt.en der Evangelischen Kir·ahe der Union 
im Währungs1ber-eich der Deutschen Bundesbank vom 
6. November 1962 (Amtsihlatt der Evan:gdi.schen 
Kirche in Deutsd1land 1963, Nummer 49) bleiht 
unberührt. 

(3) Bei der Inkrafts.etzung für den Bereich der 
Evangelis.ohen Kirche in Berlin-Brandenburg - Re­
gionalsynode West - trifft der Rat auf der·en V>0r­
schl11g abweichende Bestimmungen. 

Berlin, den 13. Oktober 1964 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 
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Nr. 2) Verordnung über die Besoldung und Ver­
sorgung der Pastorinnen in der Evange­
lischen Kirche der Union (Pastor!nnen­
besoldungsordnung) 

Vom 13. Oktober 1964 

Auf Grund des Artikels 15 Absatz 3 der Ordnung 
der Evangelischen Kir.ehe der Union wird in Ver­
bindung mit § 9 der Verordnung über das Amt der 
Pastorin in der Evangelischen Kir.ehe der Union 
vom 3. Juli 1962 - Amtsblatt der Evang-elischen 
Kirche in Deutschland Nummer 149 - fol@ende 
Pastorinnenhesoldungsord:DJung erlass·en: 

§ 1 
Die Besoldung und Versorgung der in ·eine Pasto­
rinnenstelle oder in eine Pfarrstelle auf Lebenszeit 
berufenen Pastorin richtet sich nach den für di·e 
Bes·oldung und V·ersorgung der Pfarrer geltenden 
V orsohriften und den nachstehenden Bestimmun­
gen. 

§ 2 
Erwirbt eine Pastorin im Warte- oder Ruhestand 
einen Anspruch auf Witwengeld, so erhält sie da­
neben ihr Wartegdd oder Ruhegehalt nur bis zum 
Erreichen der in § 60 Absatz 2 d der Pfarrbesol­
dungsordl]ung be:z;eichnet•en Hö.chstgren:z;e. Die Ge­
samtbezüge dürfen nicht hinter dem Wartegeld oder 
dem Ruhegehalt der Witwe zurückbleiben. 

§ 3 

Für die V eroorgung der Hinterbliebenen dner ge­
·mäß § 8 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung über das 
Amt der Pastorin nach ihrer Verheiratung :Um Dienst 
verbliebenen oder goemäß § 8 Absatz 4 der V·er­
ordnung über das Amt der Pastmin erneut in den 
Diens1 berufenen Pastorin gelten die §§ 38 his 46 
der Kirchenbeamtenbesoldungsordlllung über die Ver­
sorgung der Hinterbli.ebenen einer Kirchenbeamtin. 

§ 4 

(1) Die Abfindung nach § 8 Absatz 2 der Verord­
nung über das Amt der Pastorin beträgt bis zum 
vollendeten dritten Dienstjahr das Zweifache; nach 
vollendetem vierten oder fünften Di·enstjahr das 
Dreifache der Dienstbezüge des letzten Monats und 
steigt für jedes weitere vollendete Dienstjahr um 
einen Monatsbetrag. · 

(2) Durch die Abfindung werden die Versorgungs­
anspi:üche abgegolten. llnfallfürs-orge kann weiter 
gewährt werden. 

(3) Eine Abfindung bis zu fünftausend MON ist in 
einer Summe zu zahlen. fün diese Summe über­
steigender Betrag kann in Teilbeträgen innerhalb 
von drei Jahren gezahlt werden. 

§ 5 

Die Abfindung nach § 4 trägt die Gliedkirche, bei 
Pastorinnen, die im unmittelbar.en Dienst der Evan­
geli&chen Kirohe der Union stehen, diese. 

§ 6 
Inwiewei:t die Bestimmungen dieser Verordn1Ung auf 
ordinierte Theologinnen anzuwenden sri1nd, die von 
kirchlichen Ans·talten, Werken und sonstigen fün­
richtungen mit eige:ner RechnspersönHchkdt an.g.e­
stiellt sind, bestimmt sich nach ihr.em D1001stvertrag. 

§ 7 

Zur Ausführung dieser Verordmmg -erforderliche 
Rechtsvorschri'ften erläßt der Rat. die zur Durch­
führung notwend1gen Verwaltiungs:vorschr.iften erlas­
sen die Gliedkirchen. 

§ 8 
(1) Di·ese Vemrdnung tr.itt im Wähmngsbereich der 
Deutschen Notenbank für die Evan~elische Kirche 
deT Uni.an am 1. Januar 1965 :in Kraft. für die ein­
zelnen GHedkirchen wird SJi,e vom Rat in Kraft 
gesetzt, nachdem diese jeweils zugestimmt haben„ 
Mit der jeweiligen Inkraftset·zurng treten alle entge­
gens1ehenden Besoldungs- rund Vers1org,ungsivorschrif­
t·en außer Kraft. 
(2) D1e Verordnung zur vorläufigen Regelung der 
Besoldung und Versorgung der Pfarrer und Kir­
chenbeamten der Evangelischen Kivche der Union 
im Währungsbereich der Deutschen Bundesbank vom 
6. November 1962 (Amtsblatt der Evangelischen 
Kirche in Deutschland 1963, Nummer 49) bleibt un­
berührt. 
(3) Bei der Inkraftsetzung für den Bereich der Evan­
gelischen Kirche in Berli:n-Brandenhurg - Regional­
synode West - trifft der Rat auf der.en Vorschlag 
abweichende Bestimmungen. 

Berlin, den 13. Oktober 1964 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Nr. 3) Verordnung über die Besoldung und Ver­
sorgung der Prediger in der Evangeli­
schen Kirche der Union (Predigerbesol­
dungsordnung) 

Vom 13. Oktober 1964 

,Auf Grund des Artikels 15 Absatz 3 der Ordnung 
der Evangelischen Kir.ehe der Union wird folgende 
Predi,gerbesoldiungsordinung -erlass.en: 

§ 1 
Die auf Lebens•zeit berufenen Prediger erhalten Be­
soldung und V ersor.gung für sich und ihr·e Hinter­
bliebenen nach Maf;gabe dieser Ordnung. 

§ 2 
Die Besoldung des Pvedigers besteht aus 
a)' Grundgehalt nach Ma.ßgabe der Besoldungstabelle 
b) fr.eier Dienstwohnun.g oder, wenn eine solche 

nicht vorhanden ist, einer angemessenen Miet­
entschädigung 

c) Kinderzuschlag. 
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§ 3 

(1) Das Besoldungsdiensitaltier beginnt am Er:s1t,en des 
Monats, in dem der Pr,ediger das .eirnundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Der Beginn des Be&oldungsdien:s1talters ist um 
die Hälft1e der Zeit hinauszuschieben; die zwis.chen 
dem Tage der VoHendung des eiin1undzw.anzig&ten 
Lebensjahres und dem Tage liegt, vorn welchem an 
der Predi,ger Besoldung zu erhalten fi,at. 

(3) Von dem Zeitraum, 1um dessen Hälfte der Be­
ginn des Besoldungsdienstalters nach Abs.atz 2 hin­
auszuschieben .ist, werden die 1I1ta,oh Vollendung des 
sfobzehnf.en Lebensjahres außer der allgemeinen 
Schulbildung zum Erwerb ,e.f<ner abgesichlossenen Be­
rufsausbildung vorges:ehene Mindes1tzdt (LehrneM, 
Fach- oder Hochschulausbildung) sowi1e die zur Aus,­
bildung als Prediger verbrachte Mindestzei1t (Predi­
gcr,sclmJ.e 1und. praktische Ausbildung, Probedienst, 
üb.liehe Pri.ifon@szeit), soweit dies'e A'Ushildung eiin 
Jahr übernteigt, abg,esetzt. 

§ 4 

Die Versorgung 'Umfaßt 
a) W.artegeld 
b) Ruhe@ehalt 
c) Hinterbliebenenvers.argung 
d) Unfallfürsorge 
e) Urüerhaltsbeitrag. 

§ 5 
Der bei'. der Ber·echnung der V ersorgungshezüge an­
stelle der freien Di,enstwohmmg zugrunde zu le­
gende Ortszuschlag richtet si.ch nach den §§ 25 und 
26 der Pfarrbesddungsordillung. 

§ 6 
Ruheg:ehaltsfähige Dienstzeiten silD..d 
a) 

b) 

c) 

d) 

die Zeit der Ausbildung .in der Pr,edigers,chule 
die vom Anwärter des Pr,edig,eramts abzuleistende 
Pmhedienstzeit 
die Zeit als. Pr.ediger innerhalb der Evanigelischen 
Kirche der Uniton 
die Zett eines W art,estand1es, .sowei,t dies nicht 
nach § 10 Satz 3 des Disziplinargese1tzes der 
Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11. 
März 1955 (Amtsbla.tt der Ev:an@elis.chen Ki:rche 
in Deutschland Nummer 59) .ausgeschlos1s1em jst. 

§ 7 
(1) Dienstzeiten, di,e der Pvediger als Ainwä,rter des 
Predig.eramt,es oder .als Pr.edii:ger hauptbemflich im 
Dl.ens't einer ander·en GHedkirch.e der Evangelischen 
Kirche in Deutschland oder im Dienst von missio­
narfaichen, di:akonischen oder sonsttg;en kiwhUchen 
W'.erfoen und fünrichtung;en innerhalb der Evange­
.liischen Ki:rche in Deuts-chla111d v.erbmcht hat, sollen 
als ruhregehaltsfähi,g,e Dienstzeit angerechnet werden, 
wenn Ausbildung und Täügfoeit des P:r;edig,ers den 
allgemeinen Erforderniss.en des Ki:rchern,gesefaes über 
das Amt des Predigers in der Ev.ang.~Iischen Kirche 
der Unton vom 6. Dezember 1957 ,en:t·sprochen ha­
ben. 

(2) Die nach Vollendung des sii.ehzehnt.en. Lebens­
jahres verbracht·e Zeit .einer praktischen TätigkeH 
oder einer Hoch- oder Fachischulausbdldung, die 
Voraussetzung für den Abschluß ei1Tuer Berufäaushil­
dung i1s,t, kann als ruhegehaltsf,ähige Diensitzeit be­
rücksichtigt werden, ,sofern di,ese 'tätigkeit oder 
Ausbildung für den Predigerberuf förderlich war. 

(3) Ob Zeiten nach Abs,atz 1 oder 2 als ruhege­
haltsfahiig;e Dienstzeit zu berücksichtigen .sind, ist 
bei der Berufung .zum Prediger zu entsd1eiden. 
Diese Entsoheidun.ge111 stehen unter dem Vorhehah 
eines Gleichbleibens der Rechtslag;e, di1e ihinen zu­
grunde liegt. 

§ 8 
Die Anwärter des. Prediigeramtes erhalt.en währernd 
des ProbecHenstes die Bezüge .der füngangssitufe der 
P11ediger. Daneben ;s.t,eht ihrnen freie Diernsitwoh­
nung sowi1e Kinderzuschlag zu. 

§ 9 

(]) Ei:n Anwärter des Pr,edi,geramtes, der aus dem 
kirchlichen Dienst ,emtlassen wird, erhält für den 
Monat, in dem ,die B111tlais1sung rerfolgt und für di1e 
:tlolgenden drei Monate als Ubergangsgield die Diens,t­
bezüge des Ietzten Monats. Auf Antr:arg des Ent­
lassenen ist das Ubergang.s,gdd 1in e~ner Summe als 
einmalige Abfindung .zu zaMen. 

(2) Wird 1ein Anwärtfä des P.1.1edig;eramt•es a:uf ei­
g.enen Antrag 1oder weg,en sch1uldha;Üen Verhaltens 
aus dem kirchlichen Dienst entlass.en, so bes1timmt 
die kirnhlidJJe Aufsichtsbrehörde, ob und in wd­
dter Höhe ,ein Ubergangsgeld ,oder eine einmalige 
Abfindung zu gewähren tlst. 

§ 10 

(]) Wird der Anwärter des Pr1ed1i19eramtes aus dem 
kirnhHchen Dienst 1e:ntlassen, weil er diens1tunfähi.g 
geworden ist so karnn iihm anstdle des Uhergangs<­
geldes widerrufüoh ein Unterhaltshei.trag bewilligt 

1werde111, der höchstens 1nach .den Grundsätzen der 
Berechnung des Ruhegehaltes ,zu hemesrs:en ist. 

(2) Der Witwe 1und ,den Kindern 1ei1ne:S Anwärters 
de'S Predi1geramt.es, ,dem ·ein Urrterhailtshei.traig he­
w.illigt worden war ioder hättle bewilligt werdeµ 
könne:n, kann widerruflich ,ein Unterhaltishe:it!raß he,­
willigt werden, der höchstens nach den Grundsätzen 
der Beueohnung des Witwen- und Waisengeldes zu 
bemess,en ist.. 

§ 11 

Das Ubergangsgeld uTud di1e ·einmalig1e Ah:fäindun,g 
nadh § 9 sowie den U.nterhaltshe1itrag na1ch § 10 
trägt die Gltedkirnhe. 

§ 12 

Die erforderlichen Feststellungen, Genehmigungen, 
Fests·etzun@en sowi.e Bewilligungen im Einzelfall 
trHft die kirchliche Aufskhtshehörde. 
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§ l3 

A:uf 'd:üe Besoldung und Versorgung des Predigers 
finden im übrigen die Bestimmungien drer Pfar:rbe­
soldungsordnung entsp11echende Anwendung. 

§ 14 

Zur Ausführung dieser PreqigerhesoJdrungsordrnung 
erforderliche Rechtsvo:rschriften erläßt der Rat. die 
zur Durchführung notwendigen v.e,rwaltungsvor­
schriften erlassen di-e Gliedkirchen. 

§ 15 

(l) DieSie Verordnung trMt im WährungsbeI'ekh der 
Deutschen Notenbank für die Evangelis·che Kirche 
der Union am l. Januar 1965 .in Kraft, für die 
einzelnen: Gliedkirchen wird sie vom Rat in Kraft 
gesetzt. nachdem diese jeweils zuge8'limmt haben. 

Mit der jeweiligen Inkraftsetzun:g tritt dte Verord­
nung über die Besoldung und Versorgung der Pre­
diger vom 7. Nov·emher 1950 (Amtsihlatt der Evan­
gelischen Kirche in Deuts.chland 1951 Nr. 1) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. März, 
1956 (Amtsblatt der Bvangelischen Kirche in Deutsch­
land Nr. 11) außer Kraft. 

(2) Die Verordnung zur vo.rläutigen Regelung der 
Besoldung und Versorgung der Pfarrer und Kir­
chenbeamten der Eva.ngeli.schen Kiirche der Union 
im Währungsbereich der Deutschen Bundesbank 
vom 6. November 1962 (Amtsblatt der Bvangeli­
schen Kirche in Deutschland 1963, Nr. 49) bleibt 
unberührt. 

(3) Bei der Inkraftsetzung für den Bereich der 
Evangelischen Kirche in Berlin-Br.andenburg - Re­
gionalsynode West - trifft der Rat auf dewn1 Vo;r­
schlag abweichende Bestimmung1en1. 

Bedin, clen 13. Oktober 1964 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Evangelisches Konsistorium 
Pr. 10 641 - 1/65 

Greifswald, 
den 7. 1. I 965 

Die vors1tehenden Besoldungsmdnungen vom 13. 10. 
1964 für Pfarre:r, Pastorinn:e:n und Pr,ediger sowie 
die Kirchenheamtenhesoldiungsordniung vom 13. 10. 
1964 sind durch Beschluß des Rates der Evange­
lischen Kirche der Union vom 8. 12. 1964 mit Wir­
kung vom 1. Jarnuar 1965 für unser·e Landeshrche 
in Kraft gesetzt worden, nachdem die Kirchenlei­
tung diesen Besoldungsordnungen zu~e:s.Ummt hat. 

Die Kirchenheamtenhesoldungsordrnung wurd1C wegen 
Platzmangels hier nicht mHabgedruckt; sie ist im 
Amisblatt der Bvangelischen Kirche in Deutschland, 
Nr. 12/64, vom ]5. 12. 1964, S. 247 fJ veröf:font­
licht. 

Woelke 

Nr. 4) Programme über kirchenmusikalische 
/ 

Veranstaltungen 

Evangelisches Konsistorium 
A 32 202 - 54/64 

Greifswald, 
den 21 12. 1964 

vVir bringen tins>er,e Bekanntmachung im Ki:rchJichen 
Amtshlatt 1959 S. 45 erneut in Erinn.erunig und 
weisen .ergänzend dar,auf hin, daß von <JJlien Pro­
grammen kirch·enmusikalischer Veranstaltun~en zwei 
Exemplm«e über den Superintendenten an das Evain­
gelische Konsistori1um in Gr.ei(swald, Bahnhofsüaße 
35/36, einzmeichen sind und außerdem 3 Bxemplare 
an Herrn Landeskirchenmusfkdirektor Pflugheil in 
Greifswald, Bahnhofstraß·e 48/49. Von diesen, drei 
Bxemplaren ist 1 Stück für di.e Akten des Landes­
kirchenmusikwartes hestimmt und die betden .ande­
ren Stücke werden für die Zentralstelle für Ev.an­
gelische Kirchenmusik in Berlin zum Zwecke der 
Abrechnung mit der A W A henöügt. 

Wir bitten um genaue Beachtung cUes•es Hinweises. 

Die Kirchenmusiker sind durch die Gemei1ndelür­
chenräte hiervon zu unterrichten. 

Im Auftrag.e 

Labs 

B Hinweise auf staatl. Gesetze 
und Verordnungen 

C. Personalnaduichten 

Berichtigung 

Im Amtsblatt Nr. 12 vom 15. 12. 1964 ist unter 
"C Personalnacfo·ichten" ·ein Druckfehler unterlau­
fen. Die Mitieilung muß lauten, daß dd,e Amtsbe­
zeichnung Kantor dem Kirchenmusiker 

Christian Schmidt, Anklam 

(nicht Schneider, Anklam) V•erliehen worden ist. 

Berufen: 
Pfarrer Heinhard J an u s in d1e Pfarrstelle Greifs­
wald-JacobL Kirchenheis Greifswald-Siadt, einge­
führt am 15. 1 J. 1964. 

PfaHer Dr. Si.egfri-ed P 1 a t h aus Semlow, Kirchen­
kreis hanzburg, zum Pfouer der Kirchengemeinde 
Grimmen und zum Superintenden.ten des Kirchen­
kreis,es Grimmen mit Wirkung vom 1. Dezembe1r 
1964. 

Verliehen: 
Herr Superint,endent Fritz K ö n i g, Hohenselchow, 
hat in Würdigung sei:ner Verdienste um den 'i\'ie­
deraufhau zerstörter Kirchengebäude im Randow­
/,!lebiet vom Dlakon~schen Werk die Wiche r n -
p 1 a k et t ·e erhalten. Sie wurde ihm vom Bi<:;chof 
auf dem Ephorenkonv,ent am 9. 12. 1964 über­
reicht 
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D. Freie Stellen 

E. Weitere Hinweise 

Nr. 5) Krankenbriefe 
In der Evan&elischen V erlagsanstaJt .sind „Kranken­
briefe" von Ilse fonas erschienen. Wir machen 
auf diese v.eröffentlichung hiermit empfehlend clllf­
merksam. 

Nr. 6) Kapelle Behrenwalde 
Am 1. Advents-Sonntag, dem 29. Nov.ember 1964, 
ist von Bischof D. Dr. Krummacher •eine KapeHe 
in Behr·enwalde, Pfarrsprerngel Drechow, Kü1chen­
kreis Franzburg, ·eingeweiht worden. Die Kapelle 
konnte ·errichtet werden, weil die klei1I1e Gemeiinc1e 
mit großer Tatkraft und Opforwilligkeit .sich an 
i'hrem Aufbau heteil~gt hat. 

F. Mitteilungen für den kirchlichen Dienst 
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